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Der Bundesminister 
für Vertriebene, Flüchtlinge 
und Kriegsgeschädigte 

II 4a — 6664 — 1080/59 Bonn, den 10. Juni 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Aufbaudarlehen für die Landwirtschaft 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
“ Drucksache 1119 — 


Im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister der Finanzen 
und im Benehmen mit dem Herrn Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten beantworte ich die Kleine 
Anfrage der Fraktion der FDP — Drucksache 1119 — wie folgt: 

Zu Frage 1 

1. Die Regelungen für Hofübertragung und Altenteilsicherung 
in den Durchführungsbestimmungen des Bundesausgleichsamtes 
vom 7. November 1958 (ALw-DB) betreffen nur Vollbauern- 
stellen, nicht aber Nebenerwerbsstellen. Infolgedessen beschrän- 
ken sich die nachstehenden Ausführungen nur auf die Regelung 
bei Vollbauernstellen. 

2. Bei dem durch die Anfrage angesprochenen Personenkreis 
handelt es sich um vertriebene Bauern, die mit Hilfe von Auf- 
baudarlehen auf eine Vollerwerbsstelle angesetzt worden sind 
und angesetzt werden. Es ist also unter Mithilfe von Aufbau- 
darlehen für die Landwirtschaft aus dem Lastenausgleich die 
Wiedereingliederung des vertriebenen Bauern in die Land- 
wirtschaft durch die Übergabe einer Vollerwerbsstelle erfolgt. 
Bei Eingliederung eines Vertriebenen über die Verschaffung einer 
neuen gesicherten Lebensgrundlage, also auch durch Übernahme 
von Vollerwerbsstellen, sieht das Lastenausgleichsrecht die 
gleichzeitige Gewährung von Kriegsschadenrente nicht vor 
(§ 291 LAG). Wenn ein Aufbaudarlehen gewährt ist, schreibt 
ferner das Lastenausgleichsrecht zwingend die Verrechnung 
des gewährten Darlehens mit der Hauptentschädigung vor (§ 258 
LAG). Dabei wird davon ausgegangen, daß 
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a) so früh wie möglich durch Umwandlung in Hauptentsdiädi- 
gung die Rückzahlungsverpflichtungen aus dem Darlehen 
entfallen und damit die Lebensgrundlage durch Vergröße- 
rung des Eigenkapitalanteils weiter verbessert wird, 

b) die Bereitstellung einer Vollbauernstelle auch der dauern- 
den Sicherung einschließlich der Alterssicherung des Ver- 
triebenen dient. Die Eingliederung über Aufbaudarlehen ist 
auch tatsächlich regelmäßig mit einer Altersversorgung aus 
dem geförderten Vorhaben verbunden. 

3. Es entspricht den Lebensverhältnissen der Landwirtschaft, 
deren Tradition und Rechtsverhältnissen, daß mit der Übergabe 
eines Hofes auf die nächstfolgende Generation diese die Al- 
tersversorgung der den Hof übergebenden Generation sicher- 
zustellen hat. Dies kann und wird in der Regel nidit anders 
sein, wenn ein Hof übergeben wird, der mit Aufbaudarlehen 
gefördert wurde. Nach der Zielsetzung des LAG und nach den 
Erfahrungen der Ausgleichsverwaltung bedarf es im Grundsatz 
für Vertriebene, die eine Vollbauernstelle bewirtschaften, kei- 
ner abweichenden Regelung. Auf Ausnahmen wird unter 4. 
eingegangen. 

Eine Vollbauernstelle, die mit Aufbaudarlehen gefördert ist, 
deckt aus ihren Erträgnissen die laufenden Betriebskosten so- 
wie daneben den Lebensunterhalt für alle Personen, die üb- 
licherweise zur bäuerlichen Familie gehören. Das aber ist nicht 
nur die jeweils bewirtschaftende Generation. Durch die Über- 
gabe eines Hofes ändert sich die Zahl der Personen, die ihren 
Lebensunterhalt aus dem Hof beziehen, im allgemeinen nidit. 
Es kann demzufolge keine Rede davon sein, daß bei der Über- 
gabe eines mit Aufbaudarlehen geförderten Hofes die Gevv^äh- 
rung des Altenteils, die in Wirklichkeit den bereits bestehen- 
den Versorgungszustand (Wohnraum, Verpflegung, Bekleidung, 
sonstige tägliche Ausgaben) fortsetzt und lediglich reditlich 
absichert, eine Belastung darstelle, die der Hof nicht tragen 
könnte. Der Lebensunterhalt für die bäuerliche Gesamtfamilie 
ist bei der Berechnung der tragbaren Belastung bereits berück- 
sichtigt (vgl. Nr. 19, 32 Abs. 5 und 6 ALw-DB). 

Die Ausgleichsverwaltung verfolgt also mit voller Absicht bei 
der Gewährung von Aufbaudarlehen für eine Vollbauernstelle 
das Ziel, daß die Geschädigten nach ihrer Eingliederung ihr 
Schicksal selbst in die Hand zu nehmen und in eigener Ver- 
antwortung ihre Lebensgrundlage einschließlich ihrer Alters- 
versorgung zu gestalten haben und gestalten können. 

4. In den verhältnismäßig seltenen und keineswegs die Regel 
bildenden Fällen, in denen ein Altenteil aus der Ungunst be- 
sonderer individueller Verhältnisse heraus nicht, noch nicht 
oder nur teilweise aus der Vollbauernstelle gewährt werden 
kann 'und in denen das Aufbaudarlehen noch nicht in Hauptent- 
schädigung umgewandelt worden ist, ermöglichen es die Durch- 
führungsbestimmungen des Bundesausgleichsamtes, Unterhalts- 
hilfe an den vertriebenen Bauern zu gewähren. Hierbei ist das 
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Bundesausgieichsamt bei der Interpretation des § 291 LAG 
zweifellos bis an die äußerste Grenze des in Durchführungs- 
bestimmungen Möglichen gegangen, um in Härtefällen über 
die Unterhaltshilfe helfen zu können. Die Vergabebedingungen 
bei Aufbaudarlehen schließen zwar eine Übertragung des Dar- 
lehens auf Dritte nicht aus, sie erleichtern jedoch die Übergabe 
des Hofes an den Hoferben. Damit berücksichtigen die Durch- 
führungsbestimmungen diejenigen, die in eigener Person Ver- 
treibungsschäden erlitten haben. 

5. Es kann nicht von dem Zufall des Voranschreitens der Scha- 
densfeststellung und der Zuerkennung der Hauptentschädigung 
einerseits und dem Zeitpunkt der Hofübergabe andererseits ab- 
hängen, ob sich für Hauptentschädigung, Aufbaudarlehen und 
Kriegsschadenrente unterschiedliche Rechtsfolgen ergeben. Für 
die Umwandlung und die Grundsätze der Gewährung von 
Unterhaltshilfe darf es keinen Unterschied geben, ob der Hof 
vor Umwandlung oder nach der Umwandlung des Darlehens 
übergeben wird. Dies wird in den Durchführungsbestimmungen 
des Bundesausgleichsamtes berüdcsichtigt. 

Zu Frage 2 

Daß der unmittelbar Geschädigte in der Form der Hofübergabe 
nur einem von mehreren Abkömmlingen den Wert seines 
Lastenausgleidisanspruchs zuwenden kann, ist selbstverständ- 
lich, da auch ohne die Vertreibung nur ein Abkömmling den 
Hof erhalten hätte. Es ist dies ausschließlich eine Folge davon, 
daß ein Bauernhof nicht auf alle Kinder aufgeteilt wird, sondern 
einem der Kinder Vorbehalten bleibt. 

Die Erbgewohnheiten in Realteilungsgebieten können auf den 
Lastenausgleidi nicht übertragen werden. 

Gegenüber den anderen Abkömmlingen besteht eine Lage, die 
in etwa der ohne Vertreibung entspricht. Auch ohne Vertrei- 
bung hätten sie nur nach Maßgabe der Leistungsfähigkeit des 
Hofes abgefunden werden können. Da dies als Folge der Ver- 
treibung häufig schwieriger ist, ermöglichen es die Bestim- 
mungen, Aufbaudarlehen, Ausbildungshilfe und in gewissen 
Fällen auch Kriegsschadenrente zu gewähren, so daß auch 
andere Abkömmlinge auf der Grundlage ihres Existenzver- 
lustes und unter Berücksichtigung der Angemessenheit noch 
in einem ihrem eigenem Schicksal angemessenen Umfange 
Leistungen erhalten und eingegliedert werden. 

Zu Frage 3 

Die Bundesregierung ist nach Vorstehendem der Auffassung, 
daß mit der genannten Regelung die Absicht einer frühzeiti- 
gen Hofübergabe und einer Wiedereingliederung der vertrie- 
benen Landwirte verwirklidit werden kann. Selbstverständlich 
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ist diese Verwirklichung nicht allein über den Lastenausgleich 
möglich, vielmehr treten andere Maßnahmen zur Erlangung 
dieses Zieles hinzu. Im Falle der bereits auf Vollerwerbsstel- 
len angesetzten vertriebenen Bauern gelangen die Hofüber- 
geber in den Genuß des Altersgeldes nach Maßgabe des Ge- 
setzes über eine Altershilfe für die Landwirtschaft. 


Dr. Oberländer 
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